
II=18~Lder Beilagen zu den stenographischen Protok©llen des Nationalrates 

IXoGesetzgebungsperiode 

275 AoB o 

zti2 7 J. .A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

d .. e _ au~<i_~skanzlers Dro Gor b ach 

auf die Anfrage der Abgeordneten Dro P i f f 1 = Per c e v i c und 

Genosse~~an die Bu~<iesregierungg 

betreffend die Europäische Mensehenreehtskonventiono 

Die Abgeordn~ten Dro Piff)lgHarwalik~ DroWeiß g Mittendorfer 

und Genossen haben am __ 9o_ Mai 1962 unter Nro 267/J""NR/62 an die -Bundesre­

gierungeine Anfrage -betreffend die Europäische Menschenrechtskonvention 

wie folgt gerichtet~-' 

, ti10 Ist -die B1I:llndef!jregierung bereit ~ lOhne Verzug die Möglichkei= 

ten der Behebungderge_s~hilderten Rechtslage durch verfassungsrechtlich 

unanfechtbare und reehtswissenschaftlich einwandfreie Lösungen durch Fach­

leu testudi-eren,g bzwo _bereits eingeleitete Studien zu einem raschen Ab= 

schluß;b;ringenzulassen'? 

2 0 Istsie'sedann bereit g dem Nationalrat die zur Behebung der 

mißlichen Lage dienlich erscheinenden Gesetzesv:orlagen ohne Verzug zur Be= 

schlü.ßfassung zuzuleiten.?" 

Die Bundesregierung hat das Erkenntnis des Verfassungsgerichts"; 

hofes vem 14 0 Oktober1961~ G 2/61 g das die anfragenden Abgeordneten zum 

Anlaß ihrer Anfrage nehmen 9 ihrersei ts zum Anlaßge-nomme-n, um d-em National­

rat mit Bericht vom 70 Dezember 1961 ~ ZL94 0 340=2a/61 ~ die durch die-ses 

Erkenntnis aufgeworfenen innerstaatlichen und völkerrechtlich~nProbleme 

aufzuzeigen und gl<eichzeitig darzulegen~ daß und welche legislativen -Maß­

nahmen im Hinblick auf dieses Erkenntnis des Verfa-ssung-sgerichtshofe-s auf 

Grund des Bundes=Verfassungsgesetzes erforderlich w~-rd~nw-ürd~no 

Der Nationalrat hat diesen Bericht der Bunde-sregierung se-in&m Ver= 

fasBungsausschuß zur Beratung zugewieseno Dieser Au-ssehuß hat den Bericht 

am 300 Jänner 1962 in Verhandlung gezogen, die Beschlußfassung hierüber 

jedoch dem Zeitpunkt vorbehalten, in dem die von der Bundesregi-erung darin 

als notwendig bezeichneten angekündigten legislativen Maßnahmen im einzel­

nen in Form einer oder mehrerer Regierungsvorlagen dem Nationalrat zuge= 

leitet werdeno 
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Die Bundesregierung hat schon in dem erwähnten Bericht ihren 

festen Willen erklärt, dem Nationalrat legislative Maßnahmen vorzuschla­

gen, die im Hinblick auf das erwähnte Erkenntnis des Verfassungsgerichts­

hofes auf dem Gebiet des Bundesverfassungsrechtes geboten sind o 

Sie hat zu diesem Zweck zunächst durch das Bundeskanzl.eramtin 

Form einer Enquete im Kreis maßgebender Professoren des Staatsrechtes 

und d~s Völkerrechtes und maßgebender Praktiker auf diesem Gebiet eine 

Reihe von Vorschlägen zur Diskussion gestellto Das Ergebnis di~ser Enquete, 

die im Hinblick auf die sehr umfangreiche Materie zwar den größten Teil 

der vom Bundeskanzleramt gestellten Fragen beantworten, ihre Verhandlungen 

aber noch nicht zur Gänze :l:>e-enden konnte, wird derzeit verarbeiteto Die 

Vorarbeiten :f:ji~:r e:haaa entsprechenden Gesetzentwurf sind bereits geleisteto 

Es darfangenomm-en werden, daß unter der Voraussetzung der bisherigen 

positiven Ergebnisse dieser Enquete spätestens im Herbst die Entwürfe der 

entsprechend,~n legislativen Maßnahmen· dem. gesetzlich vorgeschriebenen Be= 

gutachtungsverfahren zugeführt werden und sodann der Bundesregierung zwecks 

Beschlußfassung.als Regierungsvorlage zugel~itet ~rden könneno 

·Die anfragenden.Abgeordneten können versichert sein, daß die 

Bundesregierung ihrerseits das allergrößte Interesse hat, die Vora.rbeiten 

für die im Hinblick auf das erwähnte Erkenntnis notwendig geworden~n l.e­

gislativen Maßnahmen so bald als·möglichabzuschließen, daß jedoch ande= 

rerseits eine gewissenhafte staats= und völkerrechtliche Prüfung, die 

sich ill breitem Umfang auf die Gutachten der Wissenschaft stützen kann, 

unerläßlich isto 

o 

Die Bun:desregierung darf sich daher vorbehalten, über den Fort= @ 
gang dieser Arbeiten dem Nationalrat, so wie dies im Bericht vom 70 Dezem= 

ber 1961 angekü~digt ist, einen weiteren Bericht zu erstatteno 

-o-o ... oc::» 
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